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Derzeit tobt die Diskussion um eine Reform des Landerfinanzausgleichs. Die Geberlander Bayern,
Baden-Wirttemberg und Hessen wollen, so ihre Argumentation, nicht mehr fur die armen
Nehmerlander zahlen und den Gang nach Karlsruhe antreten. Zumindest wollen zweifelhafte
Gestalten wie Stefan Mappus aus der Stuttgarter Staatskannzlei gerne mitbestimmen, woflr
beispielsweise Rheinland-Pfalz Geld ausgibt und notfalls Sanktionen verhéngen durfen, wenn ein
Land seine Finanzen nicht in den Griff bekommt und oder die Schuldenbremse verletzt.

Irgendwo habe ich bereits den Spruch gelesen, der auch als neuer PR-Slogan fir Schwarz-Gelb-
Rot-Grun dienen konnte, ,, Solidaritat gibt’s nur im Austausch fur Soliditat”. Das klingt schon
fast wie der Erfolgsspruch aus dem Hause der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM)
»Sozial ist, was Arbeit schafft!”

Steffen Kampeter (CDU), Parlamentarischer Staatssekretér des Bundesministerium fir Finanzen
hat das im Zusammenhang mit der Eurokrise im Interview mit dem Deutschlandfunk gesagt und
diesen abartigen Gedanken mit Blick auf die Defizitlédnder in Europa gedullert, die unter
zunehmenden Refinanzierungsproblemen zu leiden haben.

Nun ist es nicht schwierig, die allgemeine Bestrafungsmentalitét, die die Deutschen den Européern
zutell werden lassen méchten, auch im Innern anzuwenden. Es kann ja schliefdlich nicht sein, dass
die deutschen Stdlander kostenlose Kindergarten- und Studienplétze im Norden finanzieren. Das
reiche Land Bayern fuhrt zum Beispiel neue berufsbegleitende Studiengénge ein, die pro Semester
3.000 Euro kosten sollen, weil mit der Organisation dieser speziellen Bildungsangebote auch
hohere Kosten verbunden sind. Insofern sollten sich die klammen Bundeslander an den reicheren
orientieren, statt Geld fur soziale Wohltaten aus dem Fenster zu werfen.

So in etwa ist der aktuelle Diskussionsstand. Die PR-Falle hat zugeschnappt. Denn in Wirklichkeit
geht es nicht um den Landerfinanzausgleich, sondern schlicht um ein wahltaktisches
Ablenkungsmandver, auf das Journalisten reihenweise hereinfallen. So auch Jasper Barenberg vom
Deutschlandfunk. Er interviewte kirzlich den SPD-Finanzpolitiker Puchtler und stellte unter
anderem folgende Frage:

Nun missen ja die Eltern in Rheinland-Pfalz zum Beispiel seit letztem Jahr keine
Kita-Gebuhren mehr zahlen. Hat Baden-W(rttembergs Ministerprasident Stefan
Mappus nicht recht, wenn er sagt, man lasse sich in Rheinland-Pfalz feiern mit Geld,
das eigentlich aus Stuttgart, aus M Unchen oder aus Wiesbaden stammt?
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Entscheidend fur den Landerfinanzausgleich sind die Steuereinnahmen der Lander. D.h. ob ein
Land zum Geber- oder Nehmerland wird, héngt davon ab wie viel landerbezogene Steuern es
einnimmt und nicht wie viel es ausgibt. Die Einnahme von Steuern hangt wiederum von
wirtschaftlichen, geografischen und regionalen Besonderheiten ab.

Wenn also Nehmerlander wie gefordert sparen, um die Ausgaben zu begrenzen, andert das nichts
an der Einnahmesituation, die fir den Ausgleich maf3geblich ist. Na gut, ganz richtig ist das
natUrlich nicht. Wenn zum Beispiel bei wichtigen Investitionen gekirzt wird, hat das
Auswirkungen auf die Einnahmen. Sie sinken, well finanzpolitische Kirzungspolitik immer auch
eine Verschiebung offentlich anfallender Kosten in den privaten Bereich bedeutet. Auf den
fehlenden Binnenkonsum muss an dieser Stelle nicht extra hingewiesen werden.

Ein anderes Beispiel verdeutlicht den Sachverhalt vielleicht etwas besser. Wenn ein Land aufgrund
einer Schuldenbremse oder Androhung von Sanktionen dazu gezwungen wird, Ausgaben zu
kurzen oder Gebuhren zu erheben, hat das ganz konkrete Auswirkungen auf die Lebens- und
Arbeitsbedingungen der Menschen. Wenn Kinder keine gute Ausbildung bekommen oder diese nur
gegen viel Geld zu haben ist, wenn die Infrastruktur zerfallt, keine 6ffentlichen Einrichtungen
unter- oder vorgehalten und Straf3en nicht ausgebaut oder repariert werden, wird es in der Regel
auch keine Arbeitsaufnahme an einem solch trostlosen und teuren Ort geben. Abwanderung wére
die Folge und natlrlich auch ein Einbruch bel den Steuereinnahmen.

Es geschieht also genau das Gegenteil von dem was unterstellt wird. Denn wenn die Einnahmen
der Lander sinken, steigen automatisch die Zuweisungen fir sie aus dem Finanzausgleich, weil das
Grundgesetz nun einmal eindeutig vorschreibt, dass ,, die Einheitlichkeit der Lebensverhaltnisse im
Bundesgebiet gewahrt wird.“ (Art.106 GG, Abs.3)

Und das bedeutet, dass die unterschiedliche Finanzkraft der Lénder ausgeglichen werden muss. Ja,
das bose kommunistische bzw. linksextremistische Wort von der Umverteilung fordert hier das
Grundgesetz. Wenn man aber den siiddeutschen Landesfursten so zuhdrt, konnte man zu der
Uberzeugung gelangen, als stiinden hier ganz andere Zeitgenossen nicht auf dem Boden der
freiheitlich demokratischen Grundordnung. Der Verfassungsschutz sollte da beobachtend aktiv
werden, wieich finde.

This entry was posted on Thursday, January 27th, 2011 at 7:16 pm and is filed under Nachrichten
Y ou can follow any responses to this entry through the Comments (RSS) feed. Both comments and
pings are currently closed.

TauBlog -2/2- 18.12.2025


http://www.dradio.de/dlf/sendungen/interview_dlf/1372299/
https://www.taublog.de/category/nachrichten
https://www.taublog.de/comments/feed

	TauBlog
	Die Sache mit dem Länderfinanzausgleich


